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unfähiger Personen aufzuklären. Zu diesem Zweck kön­
nen auch Durchsuchungen und Beschlagnahmen durch­
geführt werden. Die bei der Aufklärung getroffenen 
Feststellungen sind den für die Aufsicht und Erziehung 
Verantwortlichen mitzuteilen. Strafunmündige Per­
sonen sind in Anwesenheit eines Erziehungsberechtig­
ten oder eines Vertreters der Jugendhilfe zu hören.

§100
Untcrsuchungspflicht bei Verfehlungen

(1) Die Organe der Deutschen Volkspolizei haben 
auch Verfehlungen zu untersuchen.

(2) Die Untersuchung von Verfehlungen erfolgt nach 
den Bestimmungen über die Prüfung von Anzeigen und 
Mitteilungen. Die Einleitung eines Ermittlungsverfah­
rens und die Vornahme prozessualer Zwangsmaßnah­
men mit Ausnahme der im Absatz 3 genannten sind 
unzulässig.

(3) Zulässig ist die Beschlagnahme von Gegenstän­
den und Aufzeichnungen, die als Beweismittel von 
Bedeutung sein oder nach den gesetzlichen Vorschriften 
eingezogen werden können. Zu diesem Zweck ist auch 
die Durchsuchung eines Verdächtigen zulässig. Für die 
Durchsuchung eines Verdächtigen und die Beschlag­
nahme gelten die Bestimmungen des vierten Abschnit­
tes dieses Kapitels entsprechend.

D r i t t e r  A b s c h n i t t  
Durchführung des Ermittlungsverfahrens

§101
Umfang der Ermittlungen

(1) Der Staatsanwalt und die Unlersuchungsorgane 
haben die den Verdacht einer Straftat begründende 
Handlung allseitig und unvoreingenommen aufzuklären 
und den Täter zu ermitteln.

(2) Sie haben als Voraussetzung für die Feststellung 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit die Art und 
Weise der Begehung der Straftat, ihre Ursachen und 
Bedingungen, den entstandenen Schaden, die Persön­
lichkeit des Beschuldigten, seine Beweggründe, die Art 
und die Schwere seiner Schuld, sein Verhalten vor und_ 
nach der Tat in be- und entlastender Hinsicht aufzu­
klären. Dazu sind die erforderlichen Beweise zu er­
mitteln, zu überprüfen und zu sichern.

§102
Mitwirkung der Bürger

(1) Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane 
haben zur allseitigen Aufklärung von Straftaten (§ 101) 
die differenzierte Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte zu sichern.

(2) Sie haben, sobald der Stand der Ermittlungen es 
gestattet, den Leitungen der Betriebe oder Einrichtun­
gen davon Mitteilung zu machen, wenn gegen einen 
Mitarbeiter der Verdacht einer Straftat besteht.

(3) Die Untersuchungsorgane sind verpflichtet, wenn 
gegen den Beschuldigten der hinreichende Verdacht 
einer Straftat besteht und ein gerichtliches Hauptver­
fahren erforderlich erscheint, für eine Beratung durch 
ein Kollektiv aus dem Lebensbereich des Beschuldigten 
und für die Beauftragung eines Vertreters des Kollek­
tivs zur Mitwirkung an der gerichtlichen Hauplver- 
handlung Sorge zu tragen, soweit dem nicht wichtige 
Gründe entgegenstehen. Diese Gründe sind aktenkun­

dig zu machen. In dieser Beratung soll das Kollektiv 
auch auf die Möglichkeit der Übernahme einer Bürg­
schaft und der- Beauftragung eines gesellschaftlichen 
Anklägers oder gesellschaftlichen Verteidigers hinge­
wiesen werden. Über die Beratung im Kollektiv, ihre 
Ergebnisse und die erfolgte Beauftragung eines Ver­
treters ist ein Protokoll anzufertigen und zu den Akten 
zu nehmen.

§103
Bearbeitungsfristen im Ermittlungsverfahren

(1) Alle Ermittlungsverfahren sind innerhalb einer 
Frist von höchstens drei Monaten abzuschließen. Er­
mittlungsverfahren, in denen gegen den Beschuldigten 
Untersuchungshaft arigeordnet ist, sind besonders be­
schleunigt durchzuführen.

(2) Der Generalstaatsanwalt setzt für die einzelnen 
Arten der Ermittlungsverfahren Fristen fest. Kann aus­
nahmsweise wegen des Umfanges der Sache oder we­
gen der Schwierigkeit der Ermittlungen die Frist nicht 
eingehalten werden, ist die Genehmigung des zustän­
digen Staatsanwalts zur Überschreitung der Frist ein­
zuholen. Eine Überschreitung der Höchstfrist von drei 
Monaten ist nur mit Zustimmung des Staatsanwalts 
des Bezirkes zulässig.

§104
Protokoll

Über jede Ermittlungshandlung ist ein Protokoll auf­
zunehmen und den Akten beizufügen.

§ 105
Vernehmung von Beschuldigten

(1) Nachdem die Einleitung des Ermittlungsverfah­
rens verfügt ist, darf der Beschuldigte vernommen wer­
den.

(2) Vor Beginn der Vernehmung sind dem Beschul­
digten die Einleitung des Ermittlungsverfahrens und 
die erhobene Beschuldigung mitzuteilen. Er ist über 
seine Rechte gemäß §61 zu belehren; über die Beweis­
mittel ist der Beschuldigte spätestens vor Abschluß der 
Ermittlungen zu unterrichten. Dies ist im Protokoll zu 
vermerken.

(3) Die Vernehmung beginnt mit der Feststellung der 
erforderlichen Angaben zur Person.

(4) In der Vernehmung ist dem Beschuldigten Ge­
legenheit zu geben, sein Verhalten darzulegen, den Ver­
dacht zu beseitigen, entlastende Umstände vorzubrin­
gen und Anträge zu stellen.

(5) Dem Beschuldigten kann gestattet werden, seine 
Ausführungen in schriftlicher oder in anderer Form 
aufzuzeichnen.

§ 106
Vcrnehmungsprotokoll

(1) Das Protokoll über die Vernehmung hat zu ent­
halten:

1. Ort, Zeit und Dauer der Vernehmung;
2. den Namen des Vernehmenden;
3. die Personalien des Zeugen (§33); beim Beschul­

digten außerdem sämtliche Vornamen, Familien­
stand, Geburtsort und Staatsangehörigkeit;

4. die Angaben über die persönliche und gesellschaft­
liche Entwicklung des Beschuldigten einschließlich 
seiner beruflichen Tätigkeit;

5. die Vermögensverhältnisse des Beschuldigten;
6. Angaben über verwandtschaftliche und sonstige 

Beziehungen zwischen dem Zeugen und dem Be­
schuldigten;


